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Vorwort 

Der — mitt lerweile für das Bundesverfassungsgericht  gelöste — Streit, 
ob einem im Kollegium überstimmten Richter das Recht zugestanden 
werden sollte, seine abweichende Meinung dem Urtei l beizufügen, gab 
Anlaß, die gleiche Frage für den Bereich der zweiten Staatsgewalt, der 
Exekutive, zu stellen. Es soll untersucht werden, wieweit es möglich und 
sinnvoll ist, einem an einer Verwaltungsentscheidung Mitwirkenden zu 
gestatten, seine bei der Entscheidungsfällung nicht durchgedrungene An-
sicht bekanntzugeben. Die Arbeit beschränkt sich auf die Rechtslage des 
Bundes und Bayerns mi t einer Anmerkung zu den Verhältnissen in den 
USA. Umfragen hatten ergeben, daß ein solches Sondervotum in der 
deutschen Verwaltung schon angesichts ihrer vorwiegend monokrati-
schen Struktur bezweifelt wird. Für den Bereich kollegialer Entschei-
dungen wurde befürchtet,  daß die „dissenting opinion" dem Bedürfnis 
nach beweglichem, init iat ivem Handeln in der modernen Verwaltung 
entgegenstehen werde. 

Im Gegensatz dazu stand die Reaktion auf Umfragen in der Vereinig-
ten Staaten von Amerika. Die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit bezüg-
lich des Rechts zur abweichenden Meinung in den USA beruhen weit-
gehend auf der Auswertung von Antworten auf ca. 60 Fragebogen, die an 
Verwaltungsbehörden des Bundes und des Staates Massachusetts ver-
schickt wurden, sowie auf persönlichen Unterredungen mi t Vertretern 
von ca. 30 weiteren Behörden des Staates Massachusetts und der City of 
Cambridge/Mass. Quellenangaben sind demzufolge in diesen Fällen nicht 
möglich. 

Die Arbeit wurde im Sommersemester 1971 der juristischen Fakultät 
der Universität München als Dissertation vorgelegt. Die Anregung zu 
dem Thema ging von Herrn Professor  Dr. Heinrich  Scholler  aus, der mir 
mit vielfachem Rat auch während der Bearbeitung stets zur Seite stand. 
Hierfür  möchte ich ihm herzlich danken. Ebenso gi l t mein Dank Herrn 
Professor  Dr. Kurt  Nadelmann  für die Betreuung beim Quellenstudium 
an der Harvard Universität, USA, den Vertretern vieler US Bundes-, 
Staats- und Gemeindebehörden in Washington D. C., Boston und Cam-
bridge, Mass., USA, für die ausführlichen und freundlichen Auskünfte, 
sowie dem Deutschen Akademischen Austauschdienst, dessen finanzielle 
Unterstützung das Quellenstudium ermöglichte. 

München, den 14. 7.1971 
Ingeborg  Berggreen 
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triebenen, des Bundesministers für Wohnungswesen, Städte-
bau und Raumordnung und des Bundesministers für Ange-
legenheiten des Bundesrates 

GRUR Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht, zit iert nach 
Jahr und Seite 

GVBl Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
h L herrschende Lehre 
HSW Handwörterbuch der Sozialwissenschaften, Stuttgart - Tü-

bingen - Göttingen 1961 
i. d. F. in der Fassung 
JR Juristische Rundschau, zit iert nach Jahr und Seite 
JUS Juristische Schulung, zit iert nach Jahr und Seite 
JW Juristische Wochenschrift,  zit iert nach Jahr und Seite 
JZ Juristenzeitung, zit iert nach Jahr und Seite 
K G Kammergericht 
Komm Kommentar 
L G Landgericht 
L M Das Nachschlagswerk des Bundesgerichtshofes in Z i v i l -

sachen, herausgegeben von Lindenmaier und Möhring, 
zit iert nach Gesetzesstelle und Entscheidungsnummer 

M A B l Ministerialamtsblatt der bayerischen inneren Verwal tung 
MDR Monatsschrift  für Deutsches Recht, zit iert nach Jahr und 

Seite 
ME Ministerialentschließung 
NJW Neue Juristische Wochenschrift,  zit iert nach Jahr und Seite 
OLG Oberlandesgericht 
OVG Oberverwaltungsgericht 
RFH Reichsfinanzhof 
RGBl Reichsgesetzblatt 
RWR Reichswirtschaftsrat 
SchlHA Schleswig-Holsteinische Anzeigen, zit iert nach Jahr und 

Seite 
Stz. Satzung 
u. a. unter anderem, und andere 
u. U. unter Umständen 
V A Verwaltungsakt 
VerwArch Verwaltungsarchiv, zit iert nach Band und Seite 
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ZBR 
zit. 
ZZP 

VG 
V G H 
vgl. 
v o 
VVDStRL 

Verwaltungsgericht 
Verwaltungsgerichtshof 
vergleiche 
Verordnung 
Veröffentlichungen  der Vereinigung der deutschen Staats-
rechtslehrer, zit iert nach Band und Seite 
Zeitschrift  für Beamtenrecht, zit iert nach Jahr und Seite 
zit iert 
Zeitschrift  für Zivilprozeß, zit iert nach Band und Seite 

Abkürzungen für den 6. Abschnitt: „Dissenting opinion" in den USA 

Eine Erklärung der amerikanischen Zitierweise findet sich bei Riegert, 
S. 13 f. Sie soll hier weitgehend übernommen werden. 

„Amerikanische Bundesgesetze werden nach „Uni ted States Statutes at 
Large", was in Deutschland dem Bundesgesetzblatt, Tei l I, entspricht, folgen-
dermaßen zit iert : 38 Stat. 717 (1914) bedeutet: „Uni ted States Statutes at Large", 
Bd. 38, S. 717 (1914). Dieselben Gesetze werden in der gleichenn Weise auch 
nach dem „Uni ted States Code" zit iert, der dem deutschen Bundesgesetzblatt, 
Tei l I I I , entspricht; z. B. bedeutet 15 U.S.C. § 41: „Uni ted States Code", Bd. 15, 
§ 41. Der „Uni ted States Code Annotated" (U.S.C.A.) hat die gleiche Nume-
rierung wie der „Uni ted States Code", enthält aber Anmerkungen, vor al lem 
Hinweise auf Entscheidungen, in denen das Gesetz ausgelegt wi rd . " 

„RechtsVerordnungen des Bundes werden in den USA chronologisch im 
„Federal Register" (Fed. Reg.) veröffentlicht.  Die Bundesrechtsverordnungen 
von bleibender Bedeutung werden außerdem in den „Code of Federal Regula-
t i o n s " (C.F.R.) aufgenommen." Au f nähere Einzelheiten der Zi t ierung von 
Bundesgesetzen und Verordnungen w i r d hier nicht eingegangen. 

Einzelstaatsgesetze werden in ähnlicher Weise wie die Bundesgesetze nach 
den entsprechenden Sammlungen der Einzelstaaten zit iert. 

„Entscheidungen des Supreme Court werden folgendermaßen zit iert : 
Gray vs Powell 314 US 402, was bedeutet: United States Supreme Court 

Reports, Bd. 314, S. 402. Manchmal w i r d hier auch noch e ingefügt : . . . 314 Sp. Ct. 
US 402... „Au f die Zit ierweise der Entscheidungen der unteren Bundesgerichte 
braucht nicht näher eingegangen zu werden. Sie wurden früher  i m „Federal 
Reporter" und ab 1933 — soweit es sich um erstinstanzliche Bundesgerichte 
handelt — im „Federal Supplement" veröffentlicht. 

„Einzelstaatsentscheidungen werden ähnlich zit iert, wobei für die Entschei-
dungssammlungen der Einzelstaatsgerichte im allgemeinen die für die Einzel-
staaten üblichen Abkürzungen verwendet werden, z. B. bei Massachusetts 
152 Mass. 540. Außerdem werden die Entscheidungen der Einzelstaaten stets in 
einer Regionalsammlung zusammengefaßt, z. B. im Nordosten im „Nor th 
Eastern Reporter" (N. E.). Da die Fundstelle in der Regionalsammlung ebenfalls 
angegeben wird, lautet das volle Zi tat in dem obigen Beispiel dann: Mi l le r 
vs. Horton, 152 Mass. 540, 26 N. E. 100 (1891). Steht hinter N. E. noch 2d = 
„second", ist die zweite Folge des „Nor th Eastern Reporter" gemeint." 

Die Entscheidungen der Verwaltungsbehörden erscheinen in amtlichen 
Sammlungen der jeweil igen Behörde. Meinungen und Entscheidungen des 
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„At torney General" werden in der Sammlung „At torney General's Opinions" 
veröffentlicht.  Sofern nichts näheres gesagt ist, ist hier die Sammlung des 
„At torney General" des Bundes gemeint. Weitere Sammlungen sind: „Amer i -
can Mar i t ime Cases", „ I .D." (Entscheidungen aus dem „Department of the 
Interior"), „US Patent Quaterly", „Atomic Energy Law Reporter", „Pike  and 
Fischer"  (Pike,  James-Fischer,  Henry, Administrat ive Law, 2nd series, Digest, 
Albany, Ν . Y. seit 1952), „Pike  and Fischer,  Radio Regulations (2nd series)" und 
andere, im folgenden nicht gesondert erwähnte Sammlungen. Die hier ge-
brauchte Zitierweise nach Band und Seite entspricht nicht genau der üblichen 
amerikanischen Zitierweise. 

Ad L a w Administrat ive Law 
amtl. Samml. amtliche Sammlung von Entscheidungen (vgl. oben Zi t ier-

weise) 
A P A Administrat ive Procedure Act des Bundes 
App. Appendix, Ergänzungsband 
CFR Code of Federal Register (vgl. oben Zitierweise) 
Ch. Chapter, Kapi te l 
ed. edition, Auflage 
FR Federal Register (vgl. oben Zitierweise) 
Gen. Law General Law 
Gen. Law Ann. General Law Annonated (vgl. oben Zitierweise) 
House United States Congress, House of Representatives 
jud. judic ia l 
Mass. Massachusetts 
sec. section, auch § 
Senate United States Congress, Senate 
Sp. Ct. Supreme Court of the Uni ted States (vgl. oben Zitierweise) 
Stat. Uni ted States Statutes at Large (vgl. oben Zitierweise) 
US United States Supreme Court (vgl. oben Zitierweise) 
USC United States Code (vgl. oben Zitierweise) 
US CA United States Code Annonated (vgl. oben Zitierweise) 
vs. versus, gegen 



„Folgenden Satz kann man als die transzendentale For-
mel des öffentlichen  Hechtes nennen: A l le auf das Recht 
anderer Menschen bezogene Handlungen, deren Maxime 
sich nicht mi t Publizi tät verträgt, sind unrecht." 

Immanuel  Kant 

(Aus: „Zum ewigen Frieden") 

Erster  Abschnitt 

Problemstellung 

§ 1 Die„dissenting opinion": 
ein Problem der Kollegialentscheidung 

In den letzten Jahren stand die Frage, ob auch die deutsche Recht-
sprechung das angloamerikanische Institut der „dissenting opinion" ein-
führen solle — wie es jetzt beim Bundesverfassungsgericht  geschehen 
ist —, wiederholt im Mittelpunkt der Diskussion. Man versteht unter 
diesem Begriff  das Recht — nicht die Pflicht 1 — eines bei der Urteilsfäl-
lung in geheimer Sitzung überstimmten Richters, seine eigene, von der 
Mehrheit abweichende Meinung den Urteilsgründen hinzuzufügen. Auf 
dem 47. Deutschen Juristentag, der sich mit diesem Problem befaßte, er-
wähnte der hessische Justizminister Dr. Strelitz  beiläufig, ob die „dissent-
ing opinion" nicht auch im Bereich der Verwaltung ihre Berechtigung 
habe2. 

„Wi r kennen", so sagte er, „Dienststellen in der allgemeinen Verwaltung, 
Ausschüsse, die als Kollegien tät ig werden, die sogar ebenfalls streitent-
scheidende Aufgaben übernehmen. Aber auch der Magistrat einer Stadt, das 
K a b i n e t t . . . sind Kollegien. Auch in ihnen w i r d um eine Entscheidung ge-
rungen, und oft unterl iegt eine Minderheit, eine Mehrheit setzt sich durch, 
und nach außen h in erscheint die Meinung der Mehrheit als einst immig ge-
troffene  Entscheidung. Trotzdem  findet  sich  keine  Stimme , die das Problem 
der Bekanntgabe des abweichenden Votums als ein Problem  der  Kollegial-
entscheidung  überhaupt  betrachtet." 

Diesem Vorwurf soll für den Bereich der Adminisrative abgeholfen 
werden3. Im Folgenden w i rd untersucht werden, ob auch in der deutschen 
Verwaltung, die nach Organisation und Aufgaben so verschieden von 

1 Vgl. Friesenhahn , Vortrag, S. 36; Zweigert,  S. 40; Hey  de,  S. 158; Feder  er, 
JZ 1968, S. 520; Westerath,  S. 112. 

2 S. 69, 70. 
3 Die Frage nach dem Recht zum Dissent im Parlament und seinen Ausschüs-

sen sowie in den Kollegien der Parteien kann im Rahmen dieser Arbei t nicht 
erörtert werden. 
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der Rechtsprechung erscheint, das Recht eines bei Entscheidungsfällung 
überstimmten Kollegiumsmitgliedes, seine Minderheitsansicht bekannt 
zu geben, 
a) entweder nach geltendem Recht möglich ist, 

oder 
b) de lege ferenda in Erwägung gezogen werden sollte. 

§ 2 Die „dissenting opinion": 
ein Problem jeder Meinungsdivergenz 

Verwaltung w i rd jedoch meist nicht mit dem Kollegialprinzip in Ver-
bindung gebracht. Vielmehr erscheint der selbst entscheidende, fest in 
einen hierarchischen Aufbau eingegliederte Beamte als die Verkörperung 
der Exekutive. Aber auch da können die konträren Meinungen zweier 
oder mehrerer mi t einer Angelegenheit befaßter Amtswalter oder Be-
hörden aufeinandertreffen.  Dies kann geschehen, wenn der untergeord-
nete Beamte eine andere Meinung vertr i t t als sein Vorgesetzter; ferner 
wenn das Gesetz die Mi twi rkung einer anderen Verwaltungsstelle in 
Form einer Zustimmung, einer Genehmigung oder auch einer bloßen An-
hörung oder Beratung vorsieht; sowie drittens, wenn die Behörde sich 
durch Zusicherung, Vorbescheid oder beständige Verwaltungspraxis im 
Sinne einer bestimmten Auffassung  selbst gebunden hat, nun aber davon 
abweichend entscheiden wi l l . Kann auch hier diejenige Auffassung,  die 
bei der Außenwirkung der Entscheidung nicht zum Tragen kommt, 
publiziert werden? 

§ 3 Möglichkeiten der Ausgestaltung einer „dissenting opinion" 

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, die abweichende Meinung eines an 
einer Entscheidung Beteiligten bekannt zu machen, welche sich unter dem 
Oberbegriff  der „ ,dissenting opinion' im weiteren Sinne" zusammen-
fassen lassen1» 2 : 

1 I m folgenden soll der englische terminus technicus „dissenting opinion" 
auch für die deutsche Darstellung verwendet werden, da er bereits in den 
Sprachgebrauch eingedrungen ist und eine schwerfällige Umschreibung ver-
meidet. H. G. Rupp, S. 531, wendet sich zu Recht dagegen, den Begrif f „dis-
senting vote" zu diesem Zweck zu verwenden, wie das z. B. bei Heyde,  S. 217; 
Strelitz,  S. 73; Paul,  Diskussion, S. 113; Rasehorn,  Diskussion, S. 115, zu lesen 
ist. „Vote" im Englischen bezeichnet nur die abgegebene Stimme, nicht die 
Meinung. Dagegen soll der Ausdruck „votum" gebraucht werden. 

2 Vgl. Hinweis bei Heyde,  S. 17, zum Gebrauch von „dissenting opinion" als 
Oberbegriff  für die abweichende Meinung überhaupt. Die unten darzustellende 
„dissenting opinion" im eigentlichen Sinn nennt er „separate opinion". 
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1. Finden Beratung und Abstimmung in öffentlicher  Sitzung statt, ist 
die Öffentlichkeit  über die Ansichten der Beteiligten in vollstem 
Umfang informiert 3. 

2. Bei der sog. „seriatim opinion" handelt es sich um einen Entschei-
dungsvorgang ohne Beratung, in welchem jedes Kollegiumsmitglied 
öffentlich  seine Meinung darlegt und dann im Vergleich der Voten 
und durch deren Addit ion sich die tragende Mehrheit ergibt. Hier 
werden zwar die Meinungsergebnisse der Einzelnen bekannt, man-
gels Aussprache aber nicht die Gründe. Es besteht jedoch keine Ge-
heimhaltungspflicht für die Gründe4. 

3. Es kann auch auf eine geheime Beratung eine öffentliche  Abstim-
mung erfolgen. Auch hier w i rd der Öffentlichkeit  nur das Endergeb-
nis bekannt. Fraglich wäre, ob die spätere Begründung einer ab-
weichenden Ansicht gegen das Beratungsgeheimnis verstieße5. 

4. Folgt dagegen auf eine öffentliche  Beratung eine geheime Abstim-
mung, werden der Öffentlichkeit  die anstehenden Probleme und 
auch zum Teil die Meinungsrichtungen der sich an der Beratung aktiv 
Beteiligenden bekannt. Die letztlich von den Einzelnen vertretene 
Auffassung  bleibt jedoch verborgen. 

5. Bei der „dissenting opinion" im engeren oder eigentlichen Sinn 
ergeht nach geheimer Beratung und Abstimmung nach außen eine 
einzige Entscheidung, nämlich die von der Mehrheit getragene An-
sicht. Ihre Gründe sind die maßgeblichen. Die Minderheitsansicht 
darf  dann aber entweder im Anschluß an die Verkündung der Ent-
scheidung mündlich begründet werden oder bei deren schriftlicher 
Abfassung und Veröffentlichung  beigefügt werden6. Aus diesen Zu-
sätzen läßt sich dann rekonstruieren, welche Probleme bei der Be-
ratung anstanden und wie abgestimmt wurde. Auch hier ist also für 
ein Beratungs- und Abstimmungsgeheimnis kein Raum mehr7. 

8 Vgl. Zweigert,  S. 50; H. G. Rupp, S. 534, 5; Hey  de,  S. 52 ff.,  Zif fer  5; Federer, 
JZ 1968, S. 516; Berger,  S. 962; Nadelmann,  AöR 86, S. 50; Möhring,  Anonymi-
tät, S. 76. 

4 Vgl. Zweigert,  S. 49 Nr. 3, S. 50, Nr. 1, S. 55, Nr. 2; H. G. Rupp, S. 532 mi t 
Nachw.; Heyde,  S. 19 ff.,  30 ff.,  47; Federer,  JZ 1968, S. 516; Nadelmann,  AöR 86, 
S. 41, 43; Berger,  S. 962; Grünhut,  S. 626 ff.  mi t Einschränkungen. 

5 So hat schon Anselm Feuerbach  geheime Beratung und öffentliche  Abst im-
mung für die Gerichtsverfassung  verlangt. Vgl. Nachw. bei v. Coelln,  S. 113. 

β Sog. mündliches oder schriftliches Sondervotum: Unterscheidung bei Voll-
kommer,  S. 241. 

7 Vgl. Zweigert,  S. 49, S. 51 Nr. 3, 52 Nr. 6, 52 c; Heyde,  S. 32, 33 ff.,  48 f., 55 f.; 
Federer,  JZ 1968, S. 516; Berger,  S. 962; Möhring,  Anonymität , S. 75; Nadel-
mann, AöR 86, S. 43-47; Adam,  NJW 1959, S. 1303; Adam,  DRiZ 1964, S. 17 f.; 
Seibert,  DRiZ 1962, S. 239, alle drei zur Entwicklung der „dissenting opinion" 
und Arbeitsweise des Supreme Court der USA; zum internationalen Gerichts-
hof vgl. Heyde,  S. 58 f.; Berger,  S. 963; zum Gerichtshof für Menschenrechte 
Nadelmann,  AöR 86, S. 59. 
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